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Andreas Westerfellhaus wird 
neuer Pflegebevollmächtigter

Das Bundeskabinett hat im April 2018 
Andreas Westerfellhaus auf Vor-
schlag von Bundesgesundheitsmi-

nister Jens Spahn zum neuen Bevollmäch-
tigten der Bundesregierung für Pflege 
bestellt.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: 
»Pflege braucht eine starke und glaubwürdi-
ge Stimme! Dafür steht Andreas Westerfell-
haus. Durch seine langjährige Tätigkeit in 
der Pflege und in der Berufspolitik hat er sich 
den Ruf eines leidenschaftlichen Verfechters 
für die Pflege erworben. Ich bin sicher, dass 
Andreas Westerfellhaus den Interessen der 
Pflegekräfte und der Pflegebedürftigen und 
deren Angehörigen auch als neuer Pflegebe-
vollmächtigter in der Politik engagiert Ge-
hör verschaffen wird. Ich freue mich auf die 
gemeinsame Zusammenarbeit.« 

Der aus Nordrhein-Westfalen stam-
mende Andreas Westerfellhaus (61) ist 
verheiratet und hat drei erwachsene 
Kinder. Er ist gelernter Krankenpfleger, 
Fachkrankenpfleger für Intensivpflege und 
Anästhesie sowie Betriebswirt. Von 2001 
bis 2008 war er Vizepräsident und von 2009 
bis 2017 Präsident des Deutschen Pflege
rates.

Dr. Ralf Brauksiepe wird neuer 
Patientenbeauftragter

Das Bundeskabinett hat dem Vorschlag 
des Bundesministers für Gesundheit Jens 
Spahn zugestimmt, den CDU-Bundestags-
abgeordneten Dr. Ralf Brauksiepe zum 
neuen Patientenbeauftragten der Bundes-
regierung zu berufen.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: 
»Ich freue mich, dass wir mit Ralf Brauksie-
pe eine Persönlichkeit gefunden haben, die 
über langjährige und vielfältige politische 
Erfahrungen verfügt. Ich bin sicher, dass er 
sich als neuer Patientenbeauftragter mit gro-
ßem Engagement und Durchsetzungskraft 
für die Interessen und Anliegen der Patien-
tinnen und Patienten stark machen wird.«

Dr. Ralf Brauksiepe stammt aus Hattin-
gen in Nordrhein-Westfalen. Er ist verhei-
ratet und hat vier Kinder. Der 51-jährige 

Wirtschaftswissenschaftler gehört dem 
Deutschen Bundestag seit 1998 an. Von 
2009 bis 2013 war er Parlamentarischer 
Staatssekretär bei der Bundesministerin 
für Arbeit und Soziales und von 2013 bis 
2017 Parlamentarischer Staatssekretär bei 
der Bundesministerin der Verteidigung.

Marlene Mortler als Drogenbe­
auftragte vom Kabinett bestätigt

Das Bundeskabinett hat heute dem Vor-
schlag des Bundesministers für Gesund-
heit Jens Spahn zugestimmt, die CSU-
Bundestagsabgeordnete Marlene Mortler 
für eine weitere Legislaturperiode zur 
Drogenbeauftragten der Bundesregierung 
zu berufen. Mortler wird somit auch in der 
19. Legislaturperiode als Beauftragte der 
Bundesregierung die Drogen- und Sucht-
politik der Bundesregierung koordinieren 
und in der Öffentlichkeit vertreten.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: 
»Mit Marlene Mortler als Drogenbeauftragte 
setzen wir auf Kompetenz und Erfahrung. 
Sie hat bereits in den vergangenen vier Jah-
ren wichtige Impulse für die Drogen- und 
Suchtpolitik in Deutschland gegeben und  
ist insbesondere mit viel Engagement zum 
Schutz junger Menschen bei der Sache. Ich 
freue mich auf die gemeinsame Zusammen-
arbeit.«

»Ich freue mich sehr, diese verantwor-
tungsvolle und herausfordernde Tätigkeit 
auch weiterhin wahrnehmen zu dürfen«, 
so die Drogenbeauftragte Marlene Mort-
ler. »Gemeinsam mit dem neuen Gesund-
heitsminister Jens Spahn werde ich mich 
auch in Zukunft für die Gesundheit der 
Menschen stark machen. Drogenabhängig-
keit ist eine Krankheit, über die wir reden 
müssen – bestenfalls mit den suchtkranken 
Menschen und nicht nur über sie! Dabei 
müssen wir uns auch um die betroffenen 
Kinder aus suchtbelasteten Familien und 
die Stärkung der kommunalen Suchthilfe 
kümmern.« 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
www.drogenbeauftragte.de

Quelle: Pressemitteilungen des Bundesminis-
terium für Gesundheit vom 11.4.2018

Personalia im 
Bundesgesundheitsministerium

Neue rechtliche  
Anforderungen an  
die Naturheilpraxis

In dem Artikel »Neue rechtliche Anforderun­
gen an die Naturheilpraxis« (Der Heilprakti­
ker, Ausgabe 11/2017) wurde bei den Krank­
heiten mit Behandlungsverbot nach § 24 IfSG 
u. a. darauf hingewiesen, dass Läuse als 
»Verlausung« im § 34 Abs. 1 IfSG benannt 
sind und Menschen, bei denen eine Verlau­
sung vorliegt, Gemeinschaftseinrichtungen 
wie Kindergärten, Schulen etc. nicht betre­
ten dürfen. Der Schluss, dass auch die Ver­
lausung, weil sie in § 34 Abs. 1 IfSG aufge­
führt ist, unter das Behandlungsverbot nach 
§ 24 IfSG fällt, hat sich allerdings als strittig 
herausgestellt.

In einem Gespräch mit dem Bundesministe­
rium für Gesundheit konnte geklärt werden, 
dass die Verlausung nicht unter das Behand­
lungsverbot nach § 24 IfSG fällt, da es sich 
bei der Verlausung nicht um eine »übertrag­
bare Krankheit« und bei den Kopfläusen 
nicht um »Krankheitserreger« im Sinne des 
Gesetzes handelt. Insofern dürfen nach 
dieser Auskunft Läuse bei einem Patienten 
diagnostiziert und auch behandelt werden.

Eine Behandlung in Bezug auf die in § 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 5, § 7 oder § 34 
Abs. 1 IfSG oder in der IfSG-Meldepflicht-
Anpassungsverordnung genannten Krank­
heiten und Krankheitserreger und in Bezug 
auf sexuell übertragbare Krankheiten ist 
Heilpraktikern hingegen nicht erlaubt. Dies 
gilt auch für den direkten oder indirekten 
(Labor-)Nachweis von entsprechenden 
Krankheitserregern für die Feststellung einer 
Infektion oder übertragbaren Krankheit.

Arne Krüger
FDH-Vizeprädsident
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